
Ausweisung 

Black Panther 

Ebenso, wie das Betreten west- 
deutschen Bodens durch Vertre- 
ter der südvietnamesischen Be- 
freiungsfront der Brandt-Regie- 
rung so unerträglich war, daß 
sie deren Einreise nicht erlaubte 
Minister Genscher: „Auge 
um Auge!"), wurde ein Mitglied 
der Black-Panther-Party nach 
Ankunft auf dem Frankfurter 
Rhein-Main-Flughafen postwen- 
dend in eine Maschine nach 
Holland verfrachtet und von 
dort wohl nach New York wei- 
tertransportiert. 

Solidarität mit Vietnam heißt: 
Kampf der Kriegsforschung in 
der BRD! 
Entlarvt die Giftmischer an 
Westdeutschlands 
Universitäten! 
Spartakus-Teach-in: 
Heute, Donnerstag 

mit Günter Wallraff 
und Jörg Heimbrecht 
(Spartakus Bonn, VDS-Re- 
ferent für Anti-Kriegsfor- 
schungs-Kampagne) 

18 Uhr IA 1/78 
Spartakus Bochum 

- Kuhns Sonderprogramm BIG HORN 

55 Mill. DM versprach die 
Kühn-Weyer-Regierung für ein 
Sofortprogramm zur Behebung 
des Numerus clausus an den 
Universitäten auszugeben. Sechs 
Mill. DM wollte sie den Univer- 
sitäten selbst überlassen, davon 
der RUB 1 Mill. DM. Rektor 
Faillard hat sich bereits aus- 
gerechnet, daß damit 3 Lehr- 
stühle, die fürs neue Jahr hätten 

eingespart werden müssen, er- 
halten bleiben könnten ... 
Die Regierung Kühn — Weyer 
erstrebt zwecks Regulierung des 
Zustroms zu den Universitäten 
die Abschaffung des Abiturzeug- 
nisses als Zulassungslegitima- 
tion. Folge wird sein, daß jede 
Fachrichtung an der Universität 
ihre eigenen Maßstäbe zur Be- 
urteilung von Bewerbern ent- 
wickeln muß. 

■ ■ 
■ ■ Der Vormarsch der amerikani- 

schen Siedler nach dem Westen 
ist gekennzeichnet durch den le- 
gendären Ausspruch des in den 
USA legendären Generals Gü- 
ster: „Ein guter Indianer ist ein 
toter Indianer." 

Neuerdings steht auch der Vor- 
marsch deutscher Spielzeugeisen- 
bahnen auf dem Weihnachts- 
markt unter diesem edlen Stern. 

Werbespot im Deutschen Fern- 

sehen (I): Weihnachtsbaum, 
Spielzeugeisenbahn, die sich 
langsam zur Größe der South- 
Pacific entwickelt und von einer 
frohen Knabenschar besetzt 
wird, die munter aus dem Fen- 
ster Indianer abknallen: Massa- 
kerchen, Massakerchen! 

Ihr Kinderlein kommet! Die 
Menschlichkeit des kapitalisti- 
schen Systems und seines Impe- 
rialismus ist allumfassend: Bra- 
silien, My Lai und jetzt der 
Weihnachtsmann. Die Rituale 
und Zeremonien der Profiteure 
sind voll und ganz dieselben. 

Zentrale Kampagne 

gegen den 

Imperialismus für 

das gesamte Ruhr- 

Gebiet Samstag 

ab 15 Uhr. Treff- 

punkt: Bochum, 

Husemannplatz. 

Wie die DKP für Vietnam demonstriert 
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Gesinnungsfreunde... 

Zur Sitzung der Dekane (Senat) am 11. Dez. 

Am Anfang der Sitzung stellte 
AStA-Mitglied Holtgreve (der 
AStA hat nur beratende Stimme 
und Antragsrecht, kein Stimmrecht) 
einen Dringlichkeitsantrag zur Auf- 
nahme auf die Tagesordnung. Der 
Antrag bezog sich auf ein Tele- 
gramm an die Bundesregierung zur 
am nächsten Tag stattfindenden 
Europaratstagung in Paris. „Der 
Senat der RUB fordert die Bundes- 
regierung auf, sich für den Aus- 
schluß Griechenlands aus dem 
Europarat einzusetzen." Die Dring- 
lichkeit dieses Antrags erwies sich 
wenig später: die Regierung Brandt 
stimmte trotz fehlender Empfeh- 
lung seitens Bochumer Professoren 
für den Ausschluß der griechischen 
Faschisten aus diesem wichtigen 
Gremium. 

Der Rektor ließ abstimmen, ob 
Holtgreves Antrag auf die TO solle: 
Ohne jegliche Diskussion, per Ge- 
schäftsordnung also, lehnten fast 
alle Profs (mit wenigen Ausnah- 
men) dies ab! Dann jedoch zog 
Rektor Faillard eine - Erklärung 
griechischer Wissenschaftler im 
Ausland aus der Tasche (diese Er- 
klärung war eine Aufforderung zur 
Solidarität mit den verfolgten grie- 
chischen Wissenschaftlern), verlas 
diese und einen Brief an die Bun- 
desregierung, in dem er als Rektor 
für eine „gerechte Entscheidung" 
plädierte und fragte seine profes- 
soralen Kollegen, ob sie damit ein- 
verstanden seien. Jetzt gingen 
plötzlich alle Hände hoch, ohne 
Diskussion wurde akklamiert! Dar- 
aufhin warf AStA-Mitglied Holt- 
greve dem Rektor vor, es sei 
unglaublich, daß er die Erklärung 
und seinen Brief nicht vorher be- 
kanntgegeben habe. Außerdem for- 
derte er die Professoren, die gegen 
die Aufnahme des o. g. Antrags 
votiert hatten, auf, ihre „Entschei- 
dung" zu begründen. 

Kanzler Seel explodierte: „Was 
glauben Sie, wen Sie hier vor sich 

haben! Herr Holtgreve, Sie sind so- 
wieso der schlimmste Typ, der an 
dieser Universität existiert!" Holt- 
greve konterte: „Diese faschistische 
Äußerung ist kennzeichnend für 
Sie!" 

Zu einem späteren Zeitpunkt, als 
die BSZ-Artikel zur Personal- 
politik erwähnt wurden, schrie 
Kanzler Seel: „Warten Sie nur! Ich 
kann auch holzen! Ich bin alter 
Fußballspieler! Ich holze zurück!" 

Der weitere Verlauf der Sitzung 
war bestimmt von Lobpreisungen 
in Form von Begründungen für 
Ernennungen und Berufungslisten 
von Dozenten bzw. Professoren. 
Nur 4 von 9 Ernennungsanträgen 
standen auf der TO! Die übrigen 5 
wurden vom Rektor ad hoc nach- 
geschoben ! 

Kommentar vom Assistentenver- 
treter Dannhauer: „Die Auswahl 
von Apfelsinen auf dem Markt zu 
treffen, ist rationaler zu begründen, 
als die Auswahl von Professoren 
bei Berufungen!" 

Ein Beispiel aus einem solchen 
Verfahren: Privatdozent Willms, 
seines Zeichens reaktionärer Poli- 
tikwissenschaftler in Abt. Sozial- 
wissenschaft, sollte aus nicht ange- 
gebenen Gründen (wahrscheinlich, 
damit er mehr Geld bekommt) zum 
Wissenschaftlichen Rat und Pro- 
fessor ernannt werden. Zwei Gut- 
achten wurden vom Dekan der 
Abteilung 8 vorgestellt: von H. 
Schelsky und N. Luhmann, ebenso 
reaktionär wie ihr Schüler Willms. 
Wie konnten die Gutachten anders 
als positiv" sein? In diesem Punkt 
konnte man die Professoren mit 
ihren eigenen Waffen schlagen: 
Dezent wiesen die Studentenver- 
treter darauf hin, daß man doch 
wohl „neutralere" Gutachten zu 
Rate ziehen müßte. Das sahen alle 
Professoren ein; Rektor Faillard 
entschuldigte sich beim Dekan, daß 
„es" nicht geklappt habe. Aber das 
ginge wirklich nicht. 

„Die vietnamesische Revolution ist 
keine sozialistische Revolution" 
(Schüttler, Spartakus Bochum). 
Während die Volksstreitkräfte des 
FNL immer größere Siege über die 
amerikanischen Aggressoren errin- 
gen, während US-Faschist Nixon 
gezwungen ist, 60 000 Mann abzu- 
ziehen, während überall auf der 
Welt, insbesondere gerade in den 
USA, immer heftigere Demonstra- 
tionen der Arbeiter und Studenten 
stattfinden, während nicht mehr 
al'ein der Abzug der imperialisti- 
schen Truppen gefordert wird, son- 
dern massenhafte Demonstrationen 
unter der Parole „Sieg im Volks- 
krieg" stattfinden, zu diesem Zeit- 
punkt fiel den Bonzen der sozial- 
demokratischen DKP nichts Bes- 
seres ein, als im Stile der pazifisti- 
schen Ostermärsche in Dortmund 
einen Fackelmarsch zu initiieren. 
Zentral war ein Flugblatt in 80 000 
Auflage im ganzen Ruhrgebiet ver- 
teilt worden, dessen „Argumente" 
so großartig waren, daß zur Demon- 
stration nur kümmerliche 800 De- 
monstranten kamen, von denen die 
Hälfte Teilnehmer des SDAJ- 
Bundeskongresses waren, der ge- 
rade in Dortmund tagte. 

Als besondere Attraktion hatte 
man sich ein Plakat einfallen las- 
sen, auf dem ein Fernsehschirm 
mit Nixon abgebildet war, darüber 
„Mörder GmbH". Ausgerechnet 
dieses Plakat, das in keiner Weise 
über den pazifistischen Protest hin- 
ausgeht; wurde dann prompt von 
der Polizei beschlagnahmt! 

Ansonsten herrschte friedliche 
Vorweihnachtsstimmung. (Die letzte 
UZ, Zentralorgan der DKP, stellte 
auf ihrer Titelseite unter drei 

• schlittschuhfahrenden Kindern fest, 
daß jetzt der Winter wieder an- 
fängt!) Wenig rote Fahnen, über- 
haupt keine Bilder von Marx oder 
anderen Genossen waren zu sehen, 
die Leute zogen, jeder für sich, 
durch die Straßen, und wären nicht 
die mit teuren Megaphonen aus- 
gestatteten patentierten Vorbeter 
der langweiligen pazifistischen Pa- 
rolen gewesen, man hätte meinen 
können, es handele sich um Weih- 
nachtseinkäufer. „Amis raus aus 
Vietnam", „Ledernacken — Koffer 
packen", „Keinen Pfennig, keinen 
Mann für den Krieg in Vietnam" 
und als neuestes Produkt aus der 
DKP-Zentrale: „Kriegsverbrecher, 
raus aus Vietnam!" 

Klar, Kriegsverbrecher sind alle- 
mal die dummen Soldaten, die sich 
haben zum Kriegsdienst nach Viet- 
nam schicken lassen! Die Dow 
Chemical, Lockheed, Bethlehem 
Steel etc. sind der Erwähnung 
nicht wert. An Nixon muß man 
Bittbriefe richten. Der Beobachter 
hatte den Eindruck, als seien die 
Parteibonzen gar nicht so recht an 
der Sache interessiert, als sei alles 
mehr oder minder eine Pflicht- 
übung anläßlich der Massaker und 
angesichts der großen Demonstra- 
tionen in anderen Städten. 

Jeder Ostermarsch war aktiver 
und begeisterter durchgeführt wor- 

den, jedoch eine solch lahme, solch 
einfaltslose Demonstration, ein sol- 
ches Nachhinken hinter der Ent- 
wicklung, das konnte nur der skla- 
visch nach Moskau orientierten 
DKP gelingen. Im Gegensatz zu 

Hochschulgesetz im UP 

Gleich am Anfang der Sondersit- 
zung vom 15. 12. wurde von einem 
studentischen Mitglied der Antrag 
gestellt, die Formulierung der Stel- 
lungnahme, die durch einen Son- 
derausschuß zur Vorbereitung der 
Sondersitzung erarbeitet wurde 
„Das UP meldet Bedenken gegen 
den Gesetzentwurf an", durch den 
Satz zu ersetzen: „Das UP lehnt 
den Gesetzentwurf ab!" 

Eigentlich hätte man jetzt erwar- 
ten sollen, daß die vorgeschlagene 
Stellungnahme ohne lange Diskus- 
sion verabschiedet würde, da die 
generelle Ablehnung bereits erfolgt 
war. Denn der weitere Inhalt der 
Stellungnahme bestand aus Strei- 
chungen und Abänderungen am Ge- 
setzentwurf, die nur mehr die Ab- 
lehnung spezifizierten. Trotzdem 
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Wirtschaftspolitik in Griechenland 

In einer Presseerklärung in Athen, 
Ende Oktober 1969, betonte der 
Vizegouverneur der Bank von 
Griechenland vor dem Militär- 
putsch 1967, Professor Pesmasoglou, 
es sei nicht wahr, daß Griechenlands 
Wirtschaftslage vor dem Militär- 
putsch gefährdet gewesen sei. Viel- 
mehr habe Griechenland vor 1967 
unter demokratischen Verhältnissen 
eine der höchsten Zuwachsraten 
des Sozialprodukts in der Welt bei 
stabiler Währung und einer lang- 
fristigen sicheren Zahlungsbilanz 
besessen. Die griechische Wirtschaft 
entwickle sich seit der Faschismus- 
herrschaft der Militärs ungünstig 
und die wirtschaftliche Erschlie- 
ßung verlangsame sich seit 1967 
gefährlich. 

Auf sechs grundlegende Fest- 
stellungen baut sich Pesmasoglous 
Erklärung auf: 

1. Der jährliche Anstieg des 
Sozialprodukts ist von 7,6 Prozent 
in den Jahren 1962—1966 auf 
4,4 Prozent 1967—1968 zurück- 
gegangen. Der private Konsum ist 
dagegen 1967—1968 mit 5,5 Prozent 
stärker als das Sozialprodukt ge- 
stiegen. 

2. Die privaten Investitionen stie- 
gen 1967—1968 um jährlich 6 Pro- 
zent gegenüber 15,8 Prozent 1962 
bis 1966. 

3. Die Zuwachsrate der Ausfuh- 
ren sank von 13,7 Prozent in den 
vier Jahren vor auf 6,8 Prozent in 
den zwei Jahren nach dem Militär- 
putsch der Faschistenclique. 

4. Das Defizit in der Zahlungs- 
bilanz hat sich seit dem Putsch 
nahezu verdoppelt. 

5. Der Ausgleich der Zahlungs- 
bilanz und die Stützung der offi- 
ziellen Devisenreserven ist mit 
„Notoperationen" wie kurzfristige 
Anleihen bei ausländischen Privat- 
banken und großem Anstieg der 

ausländischen Handelskredite er- 
reicht worden. Außerdem nähmen 
seit Anfang 1968 Unternehmer für 
öffentliche Projekte Anleihen zu 
drückenden Bedingungen im Aus- 
land auf, wodurch die unterbro- 
chene Kreditgewährung der euro- 
päischen Investitionsbank an Grie- 
chenland ausgeglichen werden solle. 

6. Der Anstieg des Verbraucher- 
indexes sei zwar von 3 Prozent vor 
auf 1 Prozent nach dem Militär- 
putsch gesunken, doch sei die Preis- 
stabilität früher mit hohen Zu- 
wachsraten der Erschließung und 
der privaten Investitionen einher- 
gegangen. Die Verschuldung des 
Landes gegenüber dem Ausland sei 
jetzt erheblich gestiegen. Dies 
werde sich in den nächsten Jahren 
auswirken, wenn mit der Rück- 
zahlung der seit 1967 aufgenomme- 
nen Darlehen begonnen werden 
müsse, deren Gesamtumfang unge- 
wöhnlich hoch und deren Laufzeit 
relativ kurz sei. 

den Demonstrationen in Westberlin, 
Hamburg, Frankfurt hat die bür- 
gerliche Presse jenes Ostermarsch- 
konterfei auch übersehen. Wenn 
man sich nämlich einmal näher mit 
der Sache befaßt, wird man fest- 

stellen, daß sich die Vietnampolitik 
der Breschnjew - Kossygin - Clique 
in letzter Zeit gewandelt hat. Selbst 
bürgerliche Zeitungen haben das 
registriert. 
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Zahlen zur Orientierung 

Von allen Erwerbstätigen in der 
Bundesrepublik sind ca. 50 Pro- 
zent Arbeiter, 25 Prozent An- 
gestellte und 8 Prozent Beamte. 
93 Prozent der Lohnabhängigen 
verdienen 2400 bis 16 000 DM im 
Jahr, das sind 82 Prozent aller 
Löhne und Gehälter. Die rest- 
lichen 6,7 Prozent verdienen 
16 000 DM und mehr im Jahr, 
das sind 18 Prozent aller Löhne 
und Gehälter. 

1960 verfügten 1,7 Prozent 
aller Haushalte in der Bundes- 
republik über 35 Prozent des 
gesamten privaten Vermögens, 
während 98,3 Prozent der Haus- 
halte nur 65 Prozent des Ver- 
mögens besitzen. Weniger als 
1 Prozent der Haushalte verfügt 
über 13 Prozent des gesamten 
Privatvermögens. 

g Von 1967 bis 1968 stieg das 
{= Nettoeinkommen der Unter- 
H nehmer und Vermögensbesitzer 
g um 22 Prozent, das Nettoein- 
js kommen der Unselbständigen 
g dagegen nur um 5,2 Prozent. 
Ü Die ungefähr 80 Prozent ab- 
H hängig Arbeitenden leben vom 
g Verkauf ihrer Arbeitskraft an 
g die Kapitalisten, die nur etwa 
0 5 Prozent der Bevölkerung aus- 
= machen. 

Bevölkerung Studenten 
Arbeiter- 
und Land- R0/ 
arbeiter- 4M'8 /0 

familien 
Akademiker 
familien 1—2»/o 35,5»/» 

was trinken wir? 

Schultheis 

SCHULTHEISS-BRAUEREI AG, BERLIN, BOCHUM 
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Vietnamdemonstrationen WIE DIE DKP FÜR VIETNAM DEMONSTRIERT 

in der Bundesrepublik 
Am Wochenende kam es in zahlrei 
chen Städten der Bundesrepublik zu 
machtvollen Demonstrationen gegen 
den mörderischen US-Imperialis- 
mus in Vietnam und dessen Unter- 
stützung durch westdeutsche Groß- 
kapitalisten, bzw. stillschweigende 
Billigung durch die bourgeoisen 
Parteien und die Regierung Brandt. 
In fast allen Großstädten wurden 
Demonstrationen durch massiven 
und zum Teil brutalen Polizeiein- 
satz entweder behindert oder zu 
zerschlagen versucht. Zahlreiche 
Genossen wurden zum Teil schwer 
verletzt, eine sehr große Anzahl 
wurde verhaftet. 

Berlin 
An der Demonstration der Roten 

Zellen und ML-Gruppen beteilig- 
ten sich mehr als 3000 Arbeiter, 
Studenten und Schüler, wobei v. a. 
der geschlossene Block der Roten 
Garden auffiel. Da die beantragte 
Marschroute von der Berliner Klas- 
senjustiz nicht genehmigt wurde, 
entschloß man sich, durch mehrere 
Bezirke zur Gedächtniskirche zu 
ziehen und dort auf die weitere von 
da ab von der Polizei vorgeschrie- 
bene Demonstrationsroute zu ver- 
zichten. Als anarchistische Gruppen 
zum KaDeWe zogen, um dort „ein- 
zukaufen", wurden sie von einem 
starken Polizeiaufgebot am Betre- 
ten des Kaufhauses gehindert. Sit- 
ins wurden mit Knüppeleinsatz 
aufgelöst. 

Parallel dazu lief eine Demon- 
stration, zu der die revisionistische 
SEW („Sozialistische" Einheits- 
partei Westberlin) aufgerufen hatte 
und an der sich verschiedene Kreis- 
verbände der Jungsozialisten, die 
SPD-Betriebsgruppe der Berliner 
Hochschulen, der LSD und ver- 
schiedene Einzelpersönlichkeiten 
beteiligten. Der 2800 Teilnehmer 
zählende Demonstrationszug hielt 
sich an den vorgeschriebenen Weg. 

Hamburg 
Die 2000 Teilnehmer der vom 

.Vietnamkomitee' aufgerufenen De- 
monstration, wichen vom vor- 
geschriebenen Weg ab, um durch 
die belebte Innenstadt zu ziehen. 
Als die Polizei versuchte, die De- 
monstration aufzulösen, indem sie 
Demonstrantengruppen einkesselte, 
wahllos in die Menge prügelte, Ein- 
zelne herausgriff und verhaftete, 
zersplitterte zwar der Zug, löste 
sich aber nicht auf, was zur Folge 
hatte, daß der Verkehr der Innen- 
stadt zeitweilig völlig blockiert 
wurde. 

Die Polizei meldete als neuen 
Hamburger „Rekord" 54 Verhaftun- 
gen und 272 Festnahmen zwecks 
Personalienfeststellung. 

melten oder die Bevölkerung in 
zeitweilig heftige Diskussionen ver- 
wickelten. (Ein Transparenttext: 
Christkind ist bei uns sehr munter, 
in Vietnam wirft es Bomben runter.) 

Als sich der Zug schließlich wie- 
der formierte und mit „USA-SA- 
SS"-Rufen in die Zeil einbog, kam 
es zum ersten ernsten Zwischen- 
fall. Ein Autofahrer raste in die 
Menge hinein, riß zwei Mädchen zu 
Boden und verletzte sie so schwer, 
daß sie unverzüglich in ein Kran- 
kenhaus eingeliefert werden muß- 
ten. Der Autofahrer beging Fahrer- 
flucht. Die bereitgestellten zehn 
Hundertschaften, Wasserwerfer und 
Reiterstaffeln taten sich schließlich 
nicht minder brutal hervor, indem 
sie vor dem Amerikahaus den Zug 
zerschlugen und Jagd auf Gruppen 
und einzelne Personen machten, 
einen Demonstranten so schlugen, 
daß er mit einer schweren Kopf- 
verletzung ebenfalls unverzüglich 
in ein Krankenhaus gebracht wer- 
den mußte. Bei der Prügelei wur- 
den auch unbeteiligte Zuschauer 
nicht verschont. Bilanz: 3 Schwer- 
verletzte, eine große Anzahl Leicht- 
verletzter, eingeworfene Fenster- 
scheiben bei IBM, bei der American- 
Express-Bank, im Amerikahaus 
und im Lufthansabüro. 

München 
Auf einer Vietnamkundgebung 

am letzten Sonntag entlarvte der 
westdeutsche Arzt Erich Wulf, der 
sechs Jahre lang in Vietnam tätig 
war, die „humanitäre" Hilfe der 
Bundesregierung. So bestand die 
angeblich humanitäre Hilfe des 
Bundesministeriums für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit aus Stachel- 
draht im Wert von 15 Millionen 
DM, bestimmt für die sogenannten 
Wehrdörfer, in denen Südvietname- 
sen interniert, befriedet und vom 
Vietkongvirus befreit oder, falls 
dieser sie zu unheilbar befallen hat, 
vertilgt werden. 

Heidelberg 

Frankfurt 
Mehr als 2000 Demonstranten be- 

teiligten sich an dem Zug durch 
die Frankfurter Innenstadt. Am 
frühen Nachmittag löste sich der 
Zug zunächst in verschiedene Grup- 
pen auf, die Unterschriften sam- 

Als im Anschluß an die friedlich 
verlaufene Vietnamdemonstration 
der größte Teil der Demonstranten 
vor das Gefängnis zog, um einem 
angeblich wegen Brandstiftung 
einsitzenden Genossen ihre Solida- 
rität zu bekunden, wurden sie von 
einem starken Polizeiaufgebot ab- 
gedrängt. Als die Genossen sich zur 
Wehr setzten, setzten die Polizisten 
rücksichtslos den Schlagstock ein. 
Eine andere Gruppe, die zum Ge- 
fängnis nachfolgte, wurde vor dem 
Amerikahaus, wo sie die Glastüren 
eingetreten und im Inneren etliches 
„geradegerückt" hatte, von einer 
Hundertschaft angegriffen: es gab 
Verletzte auf beiden Seiten. Wie 
die Polizei mitteilte, wurden 
„Schlagstöcke" nur in einzelnen 
Fällen eingesetzt. 

Weitere Demonstrationen wurden 
abgehalten in: Aachen, Saarbrük- 
ken, Flensburg, Düsseldorf, Mün- 
ster, Mannheim, Marburg, Göttin- 
gen, Kassel, Dortmund, Braun- 
schweig. 

Bei Ihm liegen Sie richtig! 
Nachdem wir der SPD zur Macht 
verhelfen haben, nachdem wir un- 
sere Schadenfreude ausgekostet ha- 
ben, da wir die CDU/CSU aus dem 
Palais Schaumburg vertrieben ha- 
ben, haben wir scheinbar allen 
Grund, uns enttäuscht zu fühlen. 

Aber warum sollten wir uns ent- 
täuscht fühlen, sind wir doch 
schließlich selbst die Dummen, 
wenn wir weder aus Geschichte 
noch Zeitgeschichte gelernt haben. 

Die SPD wird den Kapitalismus 
besser fahren, daran gibt es keinen 
Zweifel. Die Personalentscheidun- 
gen, die im Verteidigungsministe- 
rium getroffen werden, legen die 
Linie der künftigen Verteidigungs- 
und Aufrüstungspolitik eindeutig 
fest. Der neue Rüstungschef im Ver- 
teidigungsministerium, der Thys- 
sen-Manager Ernst Wolf Mommsen, 
war bereits unter Hitler als Haupt- 
abteilungsleiter im Rüstungsmini- 
sterium eine bekannte Persönlich- 
keit. 

Damals schon hatten sich seine 
Fähigkeiten gezeigt, der Rüstungs- 
industrie zu höheren und schnellen 

Profiten zu verhelfen. (Thyssens 
Vermögen wurde von 1939 bis 1949 
verdoppelt!) Seine Ernennung zum 
Staatssekretär im Verteidigungs- 
ministerium ist wohl Grund genug 
zu heller Freude für die Schwer- 
industriellen, wenn man an die gu- 
ten Erfahrungen zurückdenkt. Sie 
können sicher sein, daß diese guten 
Erfahrungen sich fortsetzen. 

Wenn die Industriellen sich über 
eine Sache freuen, dann müssen 
wir — Arbeiter, revolutionäre In- 
tellektuelle und Unterprivilegierte 
— dagegen kämpfen. Ernst Wolf 
Mommsen wird nicht unsere Inter- 
essen vertreten; das hat ja noch 
kein Manager der Thyssen, der 
Krupps, der Rheinstahl usw., getan. 

Der Besuch von Helmut Schmidt 
in den USA war ein erstes Symp- 
tom dafür, daß die Verteidigungs- 
politik der CDU/CSU fortgesetzt 
wurde. Was anderes hat die CDU/ 
CSU betrieben als eine den Schwer- 
industriellen freundliche Aufrü- 
stungspolitik? Die Industriellen 
werden ihre Profite weiter machen, 
wir schauen ihnen dabei zu!! 

Hochschulgesetz im UP 

Fortsetzung von Seite 1 

wurde in Details debattiert, offen- 
sichtlich in der Hoffnung, der Ge- 
setzgeber könne sich in einigen 
Punkten als zugänglich erweisen 
und die Änderungen aufnehmen. 
Aber die Erfahrungen mit den Hea- 
rings nach dem 1. Entwurf hatten 
gezeigt, daß der Gesetzgeber nicht 
gewillt war, die gegebenen „Anre- 
gungen" einzuarbeiten: er konnte 

es auch gar nicht, wenn man den 
Hochschulgesetzentwurf als not- 
wendiges Resultat einer Situation 
begreift, die dadurch gekennzeich- 
net ist, daß die Kultusbürokratie 
die Hochschulen aufgrund des Mas- 
senansturms in den Griff bekom- 
men muß, wenn nicht die Hoch- 
schulen so dysfunktional werden 
sollen, daß sie keine geeigneten Ar- 
beitskräfte für Wirtschaft und Ver- 
waltung mehr produzieren. 

Fortsetzung von Seite 1 
So schrieb die Frankfurter All- 

gemeine in der letzten Woche, die 
thailändische Regierung, die ja 
bekanntlich von einer immer stär- 
ker werdenden Volksmacht be- 
kämpft wird und der es trotz inten- 
sivster Unterstützung der USA 
nicht gelingt, den Befreiungskampf 
zu unterdrücken, diese reaktionäre 
Clique nahm, so FAZ, Kontakt mit 
Moskau auf, mit dem Ziel, das 
durch den baldigen Abzug der US- 
Truppen geschaffene „Macht- 
vakuum" durch ein aktives Enga- 
gement der UdSSR wiederaufzu- 
füllen. Die thailändische Regierung 
strebe ein sogenanntes kollektives 
Sicherheitssystem an, einen Pakt, 
dem neben Rußland Indonesien, 
dessen faschistische Regierung noch 
jüngst auf Grund der revisionisti- 
schen Politik des Moskauflügels in 
der KP Indonesiens in die Lage ver- 
setzt wurde, 500 000 Kommunisten 
umzubringen, ferner der Schah von 
Persien, Südkorea, Japan und 
Indien angehören sollen. 

Dieser Pakt, so die FAZ, sei 
allem Anschein nach gegen die 
»größte marxistische Macht Asiens" 
gerichtet, die in allen Ländern Süd- 
ostasiens, und insbesondere in den 
an Südvietnam angrenzenden Län- 
dern den „maoistischen revolutionä- 
ren Volkskrieg" entfesselte. Somit 
sind, so scheint es, die Sowjets zwar 
am Abzug der Amerikaner interes- 
siert, denn in der Tat kollidieren in 
Vietnam die Interessen der beiden 
größten imperialistischen Mächte 
Unserer Zeit, der USA und der 
UdSSR. Beide lassen sich von ihren 
Marionetten blutige Schlachten um 
Rohstoffquellen und Absatzmärkte 
liefern (sog. imperialistische Stell- 
vertreterkriege) . 

Insofern ist es auch begreifbar, 
daß auf der Demonstration US- 
Faschist Nixon so „hart" angegrif- 
fen wurde. Woran die Sowjets 

jedenfalls nicht interessiert sind, 
das sind die Interessen des viet- 
namesischen Volkes. Die Sowjets 
wollen „Frieden in Vietnam" und 
„Amis raus aus Vietnam". Frieden 
in Vietnam wollen die US-Imperia- 
listen ebenfalls. Frieden in Vietnam 
wollen auch die indonesischen Fa- 
schisten, deren Offiziere in der 
Bundeswehr als Ausbilder ein- 
gesetzt werden sollen, Frieden in 
Vietnam wollen auch die westdeut- 
schen Kapitalisten. 

Sie alle wollen lieber, daß sich 
das vietnamesische Volk freiwillig 
ihren Ausbeutungsansprüchen fügt. 
Wer aber kümmert sich um die 
Interessen des vietnamesischen 
Volkes, das einen heroischen Kampf 
gegen den US-Imperialismus führt? 
Diejenigen Kräfte überall auf der 
Welt, die den Sozialismus nicht ver- 
raten haben, die keine chauvinisti- 
sche Großmachtpolitik betreiben 
wie die CSR-Okkupanten, sondern 
die die Massen, die unterdrückten 
und ausgebeuteten Völker der Welt 
unterstützen auf dem Weg, der 
allein zum Frieden führt, die Ver- 
nichtung der Imperialisten und 
Kapitalisten! 

Solange sie an der Macht sind 
und noch lange Zeit danach werden 
sie einen verzweifelten Kampf ge- 
gen die Völker führen. Nur wenn 
die unterdrückten und ausgebeute- 
ten Völker die Waffe in die Hand 
nehmen und der imperialistischen 
die Arbeiter- und Bauernmacht .ent- 
gegenstellen, können sie Frieden 
erlangen. Und überall in der Drit- 
ten Welt erkennen die Völker diese 
große Wahrheit, daß, wie Mao 
Tsetung sagt, die politische Macht 
aus den Gewehrläufen kommt. 

Unterstützen wir daher den ge- 
rechten Kampf des vietnamesischen 
Volkes und beteiligen wir uns an 
der Vietnamdemonstration nächsten 
Samstag in Bochum, 15 Uhr, Huse- 
mannplatz. 

Die Unabhängigkeit der Justiz 

am Beispiel des Prozesses in Winterthur - 
In Winterthur, Kanton Zürich, fin- 
det seit Ende November der Pro- 
zeß gegen drei palästinensische Par- 
tisanen und den israelischen Agen- 
ten Rachamim statt. 

Vier palästinensische Partisanen, 
Mitglieder der Volksfront zur Be- 
freiung Palästinas (FPLP), haben 
am 18. 12. 1968 den Anschlag gegen 
die israelische El-Al-Maschine 
vom Typ Boeing 7U7B auf dem Flug- 
hafen Zürich Kloten unternommen. 
Zwei der 62 Schüsse, die sie gegen 
die Maschine gefeuert hatten, tra- 
fen den israelischen Piloten Yoram 
Peres tödlich. Der israelische Si- 
cherheitsbeamte Mordechai Racha- 
mim feuerte gegen die Partisanen 
und traf durch drei Schüsse Ab- 
duhl Muhsen tödlich. 

Laut Hauptanklagepunkt müssen 
sich die drei Partisanen wegen vor- 
sätzlicher Tötung verantworten. 
Für dieses Delikt sieht aber das 
Schweizer Strafgesetz Zuchthaus 
nicht unter fünf Jahren vor. Den 
israelischen Sicherheitsbeamten er- 
wartet eine Anklage auf Totschlag, 
aber kaum eine höhere Strafe als 
die Partisanen. Er beruft sich auf 
Notwehr. Sollte er damit durch- 
kommen, so ginge er straffrei aus, 
da das Schweizer Strafgesetz für 
diesenFall keine Strafe vorsieht. 

In diesem Prozeß nun soll der 
Oberrichter Dr. Hans Gut „Recht" 
sprechen. Wie aber kann er das, 
wenn die Bedingungen zur Durch- 
führung eines gerechten und neu- 
tralen Prozesses nicht gegeben 
sind? Denn es geht hierbei nicht in 
erster Linie um das Gericht, son- 
dern um eine manipulierte Öffent- 
lichkeit, eine Presse, die vorbehalt- 
los für Israel Stellung bezieht, und 
um zionistische Einflüsse. 

Kurz nach dem Anschlag wurde 
der israelische Sicherheitsbeamte 
aufgrund einer Bürgschaft der is- 
raelischen Regierung von den 
Schweizer Behörden freigelassen, 
während entsprechende Bürgschaf- 
ten der arabischen Staaten Irak 
und Algerien für die Palästinenser 
abgelehnt wurden. 

Diese Haltung der Schweizer Be- 
hörden ist entweder eine Verletzung 
ihrer Neutralität oder die Offenba- 
rung dessen, was die Verantwort- 
lichen unter „Neutralität" ver- 
stehen. 

Es ist „Neutralität", die sich darin 
ausdrückt, daß die Schweiz die Re- 
solution der UNO für den Nahen 
Osten (Nov. 67) abgelehnt hat, weil 
sie Israel ebenfalls abgelehnt hat. 
Die Schweiz rechtfertigte ihr Ver- 
halten dann damit, daß sie kein 
Mitglied der UNO sei und ihre Hal- 
tung und ihre Politik doch sowieso 
nichts an den Tatsachen ändern 
würde. 

Die Voruntersuchungen verliefen 
sehr kläglich. Die Palästinenser 
durften keine Besucher empfangen, 
und die Versuche arabischer Diplo- 
maten brachten auch keinen Erfolg. 
Erst als die Partisanen in den Hun- 
gerstreik traten, wurden ihnen Be- 
suche und Kontakte zugestanden. 
Außerdem gestanden die Justizbe- 
hörden einen Dolmetscher zu. Einen 
angeblichen Orientalisten, über 
dessen Vergangenheit sie sich aber 
ausschwiegen. Erst arabische Diplo- 
maten bekamen dann heraus, daß 
es sich um einen syrischen Studen- 
ten handelte, der von Schweizer 
zionistischen Kreisen gekauft wor- 
den war. In dessen Anwesenheit 
sollten nun die Palästinenser Be- 
sucher empfangen. 

Das Gericht wählte einen „prag- 
matischen Weg": Es untersuchte 
weder die Ursachen noch die Mo- 
tivationen des Anschlages. Außer- 
dem betrachtet das Gericht den 
Fall nicht als politischen, sondern 
als kriminellen. Es sieht die Parti- 
sanen als Menschen an, die unfähig 
sind, selbständig zu handeln, wo- 
mit ihnen jede Glaubwürdigkeit 
genommen ist. 

Das Gericht nahm die Erklärung 
der Staatsanwaltschaft entgegen, in 
der erklärt wurde, die Waffen der 
Partisanen seien durch die arabi- 
schen Diplomaten eingeschmuggelt 
worden. Daraufhin zwangen diese 
das Gericht, die Erklärung zurück- 
zunehmen. Das Gericht beschäftigte 
sich auch nicht mit der Anweisung 
der Volksfront, die beinhaltet, daß 
die Aktion keine Zivilisten treffen 
sollte und die Partisanen sich nach 
dem Anschlag auf die Maschine wi- 
derstandslos von der Polizei fest- 
nehmen lassen sollten. Ebensowe- 
nig berücksichtigte das Gericht die 
Flugblätter, die nach dem Anschlag 
von den Partisanen verteilt wurden. 
In ihnen stand: „Die palästinensi- 
schen Araber bitten das Schweizer 
Volk im Namen des Führers seines 
nationalen Widerstandes, Wilhelm 
Teil, um Verständnis für das, was 
wir getan haben." 

Die Partisanen sind in der 
Schweizer Presse natürlich Terro- 
risten, Freischärler. Der israelische 
Sicherheitsbeamte hat natürlich 
aus Notwehr gehandelt. Er wird 
als Filmheld dargestellt, gut aus- 
sehend, lachend, frisch. 

Die Presse schafft durch ihre Ma- 
nipulation eine Atmosphäre, die 
den Verlauf des Verfahrens beein- 
flußt. Durch ihre Informationspoli- 
tik versetzt sie die Öffentlichkeit 
in den Glauben, ihre Wünsche und 
Ansichten würden von den Arabern 
nicht akzeptiert. Sie beschäftigt sich 
mit dem sogenannten Schweigen 
der Partisanen, aber nicht mit dem, 
was die Partisanen mit ihrem 
Schweigen zum Ausdruck bringen 

wollen: Protest gegen ihre Behand- 
lung und Diskriminierung, gegen 
ihre Abstempelung als Kriminelle, 
für neue Untersuchung und neue 
Anwälte. 

Die Presse reagiert darauf nur 
mit einem Kopfschütteln, wie man 
nur so dumm sein kann, diese Hal- 
tung anzunehmen. „Aber inzwi- 
schen hat die Volksfront offensicht- 
lich den Glauben verloren, sie 
könne durch diesen Prozeß die 
Weltmeinung beeinflussen. Und 
deshalb müssen die Angeklagten, 
die mit ihrem orientalischen Fata- 
lismus gefügige Werkzeuge sind, 
jetzt schweigen." (Süddeutsche Zei- 
tung vom 1. 12. 1969) 

Es bleibt nämlich die Frage, wes- 
halb die El-Al-Maschine angegrif- 
fen wurde? Die palästinensischen 
Befreiungsorganisationen haben 
verschiedene Indizien dafür, daß 
die sogenannten zivilen Maschinen 
der El-Al-Gesellschaft nicht nur für 
zivile Zwecke eingesetzt werden, 
sondern für militärische. Das ge- 
schieht permanent, so daß an deren 
ziviler Identität gezweifelt werden 
muß. 

Die Illustrierte Paris Match be- 
richtete in ihrer Nummer vom 
17. 6. 67 über die Landung von drei 
El-Al-Maschinen des Typs Boeing 
720 B in Bordeaux, wo diese Rake- 
ten des Typs Matra 550 und 551 
luden. Diese Raketentypen wurden 
erfolgreich — nach Meldung der Is- 
raelis — bei Kämpfen verwandt. 
Die Illustrierte Novel berichtet in 
ihrer Nummer vom 24. 2. 1969, daß 
alle Maschinen der El-Al sowohl 
füi zivile als auch für militärische 
Zwecke bestimmt sind. Jede der 
Boeing-Maschinen kann innerhalb 
einer Stunde in eine Transport- 
maschine umgewandelt werden, um 
sie — ähnlich der amerikanischen 
Boeing KT 135 - für schwere Trans- 
porte der Luftwaffe benutzen zu 
können. Während des Sechs-Tage- 
Krieges hat Israel die El-Al-Ma- 
schinen in ihrem normalen Linien- 
verkehr nicht eingesetzt, da sie für 
Waffentransporte zwischen Frank- 
reich und Israel benötigt wurden. 
Noch heute fliegen diese Maschinen 
nach Australien, um Ersatzteile und 
Munition für die Mirage zu besor- 
gen. Die angegriffene Maschine in 
Zürich scheint ähnliche Aufgaben 
gehabt zu haben, denn von 170 mög- 
lichen Passagieren waren nur 
17 an Bord. Einer der Piloten hatte 
einen ägyptischen Paß, obwohl 
Ägypten und Israel sich im Krieg 
befinden. Die Maschine hatte aber 
15 Tonnen schwere Ladung. In die- 
sem Zusammenhang ist die Mel- 
dung der New York Times vom 
21. 1. 65 interessant, in der steht, 
daß sich Adenauer und Ben Gurion 
nach ihrem Geheimwaffenabkom- 
men die Schweiz als Zwischenlan- 

dungsland auserkoren hatten. 
Daraus folgt unweigerlich, daß die 
Schweizer Regierung volle Kenntnis 
über die Aktivität der El-Al- 
Maschinen hatte. 

Ein Anschlag auf eine El-Al- 
Maschine bedeutet demnach einen 
Angriff auf ein militärisches Ziel; 
wirtschaftlich würde der Anschlag 
einen Angriff auf einen lebens- 
wichtigen Nerv der israelischen 
Wirtschaft bedeuten. Quantitativ 
gesehen bedeutet er die Zerstörung 
von 120 t Metall (Produktivkraft). 

Die palästinensischen Wider- 
standsorganisationen verlangen 

von den Staaten, auf deren Terri- 
torium die Anschläge ausgeführt 
werden, ihre Flughäfen den El-Al- 
Maschinen nicht zur Verfügung zu 
stellen oder erst dann, wenn sie 
sich nur zivilem Verkehr widmen. 
Sonst müssen diese Länder eben 
die Anschläge auf ihrem Territo- 
rium in Kauf nehmen. Ferner ver- 
langen die palästinensischen Be- 
freiungsorganisationen von den 
Ländern, das sie eine neutrale Ge- 
richtsverhandlung gewährleisten, 
wobei die Ursachen und Motivatio- 
nen des Anschlages berücksichtigt 
werden müssen. 

Schulstreik 

in NRW 

Die Oberstufe des Schalker Gym- 
nasiums in Gelsenkirchen war 
in der vergangenen Woche für 
mehrere Tage in den Streik ge- 
treten, da sie die ständigen 
Ubergriffe des autoritären Direk- 
tors Neef so satt hatte, daß sie 
seine Absetzung forderte. Um in 
den sie betreffenden Entschei- 
dungen nicht nach Belieben her- 
umgestoßen werden zu können 
(z. B. Zeugnisnotengebung), for- 
derten die Schüler Mitbestim- 
mung in allen sie unmittelbar 
betreffenden Belangen. 

Die Streikenden erhielten von 
zahlreichen Schulen Solidaritäts- 
telegrammc. 

Anfang dieser Woche began- 
nen die Schüler mehrerer Schu- 
len in Castrop-Rauxel, dem 
Beispiel der Schalker zu folgen. 
Ihnen geht es darum, auf den 
erheblichen Lehrermangel, 
Raummangel, Materialmangel 
hinzuweisen, die ihre Lernmög- 
lichkeit in unerträglicher Weise 
einschränken. 

Für gestern rief die SMV in 
NRW zu einem allgemeinen 
Schülerstreik auf, dem mehr als 
10 000 Schüler bisher Folge lei- 
steten. 
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Jungarbeiter und Lehrlinge, 

BEKÄMPFT EURE AUSBEUTER 

Warum sind wir gegen den Viet- 
namkrieg? Warum kämpfen wir 
gegen die Kapitalistenklasse in 
Westdeutschland? 

Weil der Kampf des vietnamesi- 
schen Volkes ebenso wie unser 
Kampf nur Teil des Kampfes aller 
Menschen gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung ist. Wir kämpfen 
gegen das Weltsystem des US- und 
SU-Imperialismus und gegen alle 
seine Helfershelfer. 

Was ist der 

Imperialismus? 
In den hochindustrialisierten 

Staaten besitzt eine kleine Schicht, 
eine Handvoll Geldsäcke alles 
Kapital, also Fabriken, Maschinen, 
ferner jede Menge Geld, mit dem 
sie sich ständig neues Kapital an- 
schaffen können. Warum versuchen 
die Kapitalisten mit allen Mitteln, 
sich Produktionsmittel anzuschaf- 
fen? Weil derjenige, der Maschinen 
besitzt, andere, die keine Maschi- 
nen besitzen, aber arbeiten müssen, 
um leben zu können, an seinen Ma- 
schinen arbeiten lassen kann. Er 
zahlt ihnen dann einen Lohn aus, 
jedoch die Gewinne, die der Kapi- 
talist aus dem Verkauf der vom 
Arbeiter hergestellten Ware zieht, 
fließen nicht dem Hersteller der 
Ware zu, demjenigen, der gearbei- 
tet hat, sondern demjenigen, dem 
die Maschinen gehören. Und die 
Mittel, die auf diese Weise den 
Kapitalisten zufließen, sind enorm. 
Sie sind um so größer, in je größe- 
rem Maßstab die Maschinen ange- 
legt werden, etwa in Form von 
riesigen Werken wie Hoesch oder 
Mannesmann. 

Der Kapitalist strebt natürlich 
danach, ein Großkapitalist zu wer- 
den, denn dann kann er sich nicht 
nur einen eigenen Bungalow, einen 
Mercedes leisten, sondern etwa, 
wie die Du Fonts in Amerika, 
30 Schlösser. Aber der Kapitalist 
kann sich viele Maschinen nur dann 
anschaffen, wenn er die Waren, die 
seine Arbeiter produzieren, auch 
loswerden kann. Er ist immer auf 
der Suche nach neuen Absatz- 
märkten. Als nun die frühen Kapi- 
talisten ihre Waren auf dem Markt 
ihres Landes nicht mehr loswerden 
konnten, exportierten sie ihre Pro- 
dukte in andere Länder, heute so- 
gar in die entlegensten Gebiete der 
Erde. Auf der anderen Seite reichen 
die Rohstoffe in den hochindustria- 
lisierten Staaten nicht aus, alle 
Produkte herzustellen. Die Kapita- 
listen sind also gezwungen, aus 
aller Welt Rohstoffe einzuführen. 
Sie versuchen nun logischerweise, 
die Rohstoffe möglichst billig ein- 
zukaufen und ihre Waren möglichst 
teuer zu verkaufen, denn sie wollen 
ja ordentlich verdienen. Wir sehen 
also, daß die Kapitalisten alle ihre 
Entscheidungen davon bestimmen 
lassen, ob durch sie ihr Verdienst 
vermehrt wird oder nicht. Sie den- 
ken durchaus materialistisch. 

Natürlich versuchen die Kapita- 
listen ihre Rohstoffquellen und 
Absatzmärkte so gut wie möglich 
zu sichern, einmal gegen ihre Kon- 
kurrenten, andere Kapitalisten, 
zum anderen gegen diejenigen 
Kräfte in diesen Ländern, die etwas 
gegen diese Zustände unternehmen. 

Das ist in groben Umrissen das 
Wesen des Imperialismus: gegen 
das Volk, das durch die Profitgier 
der wenigen reichen Bosse nach 
Strich und Faden ausgebeutet wird, 
setzen die Imperialisten ihre ge- 
waltigen Armeen in Marsch, wenn 
das Volk nicht mehr mit sich alles 
machen läßt, sondern sich zur Wehr 
setzt. 

Jeder normale Mensch wird sich 
doch überlegen, was er gegen 
jemanden machen kann, der mit 
einem Gewehr vor ihm steht und 
sagt: „So nun arbeite mal schön für 
mich!" Er wird zu dem Schluß kom- 
men, daß er nur dann sich von der 
Ausbeutung befreien kann, wenn 
er dem Unterdrücker das Gewehr 
wegnimmt und ihn mit seiner eige- 
nen Waffe verjagt. Es ist doch klar, 
daß jemand, der mit dem Gewehr 
in der Hand vor einem steht, nicht 
mit sich verhandeln läßt oder allen- 
falls dann, wenn man ihm bereits 
das Gewehr entrissen hat. 

Genauso ist es in Vietnam. Mit 
einer gewaltigen Kriegsmaschine, 
immerhin 500 000 Mann allein an 
US-Truppen, mit den modernsten 
Waffen sagen die amerikanischen 
Kapitalisten doch regelrecht den 
vietnamesischen Bauern: „Entweder 
ihr laßt euch ausbeuten und ver- 
kauft uns eure Rohstoffe zu niedri- 
gen Preisen, damit wir in Saus und 
Braus leben können, oder wir kom- 
men und erschießen euch, eure 
Frauen und Kinder." Und ist es in 
Südamerika, in der ganzen soge- 
nannten Dritten Welt denn irgend- 
wo anders? 

In Vietnam nun hat sich ein Volk 
entschlossen, dem US-Imperialis- 
muß, der die Welt sich mit dem 
SU-Imperialismus geteilt hat, das 
Recht streitig zu machen, sein Land 
auszubeuten: das vietnamesische 
Volk kämpft mit der Waffe in der 
Hand gegen seine Unterdrücker. 
Und mit Erfolg: jetzt, wo ihre Lage 
denkbar schlecht ist, da sehen sich 
die Imperialisten gezwungen, zu 
verhandeln. 

Was hat das aber alles mit uns 
zu tun? Uns geht es doch gut! Ja- 
wohl es geht uns gut; die Kapita- 
listen lassen ihre Arbeiter Anteil 

haben an der Ausbeutung der Drit- 
ten Welt; es sind aber lediglich die 
Brotkrumen, die vom Tisch der 
Kapitalisten fallen, die der Arbei- 
ter bekommt. 

Wie gut könnte es ihm gehen, 
wenn nicht ausschließlich für den 
Profit einer kleinen Minderheit 
produziert würde, sondern für die 
Interessen des Volkes? Wenn alle 
Menschen in die hochindustriali- 
sierte Produktion miteinbezogen 
würden, wenn damit die ungeheu- 
ren Qualitäten der Menschenmassen 
genutzt würden, dann ginge es nicht 
nur den Arbeitern in den hoch- 
industrialisierten Ländern wesent- 
lich besser, sondern allen Menschen. 

Wir sehen also, daß auch wir 
Arbeiter ein direktes Interesse dar- 
an haben, daß die Kapitalisten bei 
uns vertrieben werden. 

Genosse Stalin hat nun erläutert, 
was wir Arbeiter tun müssen, um 
das Joch der Ausbeutung von uns 
abzuschütteln. Er schrieb in „Grund- 
lagen des Leninismus", daß wir der 
Einheitsfront der Imperialisten die 
Einheitsfront der Arbeiter und 
unterdrückten Völker entgegen- 
stellen müssen. 

Das heißt, daß der Kampf der 
Vietnamesen unser Kampf ist so- 
wie unser Kampf ihrer, denn wenn 
die unterdrückten Völker den Im- 
perialisten ihre Rohstoffmärkte 
entreißen, dann kommen die Impe- 
rialisten in ihren Ländern in größte 
Schwierigkeiten, es kommt zu Kri- 
sen und Arbeitslosigkeit. Dann 
müssen wir stark genug sein, den 

Kampf der unterdrückten Völker 
dadurch zu unterstützen, daß wir 
die Imperialisten da bekämpfen, 
wo sie stark zu sein glauben: zu 
Hause! 

Was müssen wir tun? 
Was müssen wir nun anfangen, 

wenn wir den Kampf gegen die 
Kapitalisten hier bei uns aufneh- 
men wollen? 
Fragen wir so: Wer steht uns ent- 
gegen? Wie stark ist der Feind? Er 
verfügt 
1. über einen gewaltigen Armee- 
apparat, 
2. über ein Heer von gut ausgebil- 
deten Polizisten, 
3. über Richter, die letztlich doch 
mit uns machen, was sie wollen, 
4. Uber eine Masse von Bürokraten, 
die auf unsere Kosten leben als 
reine Schmarotzer. 

Diese Machtmittel, die die Kapi- 
talisten haben und im Ernstfall 
auf's Brutalste gegen uns einsetzen 
werden (Denken wir nur an die 
Notstandsgesetze!) sind zweifellos 
gewaltig. Wir wollen und können 
sie nicht beschönigen. Wir wissen 
auch, wie schwach wir sind, aber 
der erste Eindruck täuscht, denn 
das, was die Kapitalistenklasse 
stark macht, das ist ihre Organisa- 
tion. 

Wodurch hält sich diese Handvoll 
Arschlöcher denn an der Macht? 
Doch nur, weil sie sich Abteilungen 
bewaffneter Leute geschaffen ha- 
ben, die auf Befehl für sie schießen 
sollen! Die breiten Massen der Ar- 
beiter (die sogenannten Angestell- 
ten sind in Wirklichkeit auch Ar- 
beiter), die mehr als 90 Prozent der 
Bevölkerung ausmachen, sind nur 
deshalb schwach, weil sie unbewaff- 
net sind! 

Wir sind nun der Ansicht, daß 
es völlig falsch und kindisch wäre, 
jetzt die anarchistische Parole aus- 
zugeben: „Leute schafft euch Ge- 
wehre an!" Das wäre wirklich be- 
kloppt! Was nutzt es uns denn, 
wenn 'ne Bank in die Luft fliegt? 

Was wir tun müssen, ist, die 
breiten Massen der Arbeiter zu 
überzeugen, daß wir uns nicht ein- 
schüchtern zu lassen brauchen, daß 
wir durchaus etwas gegen die Ka- 
pitalisten machen können. Wir ha- 
ben nämlich nur eine Chance: Wir 
müssen der guten Organisation der 
Kapitalisten eine noch bessere der 
Arbeiter entgegensetzen! 

Wie muß unsere Organisation aussehen? 
Was meinen wir damit? Genosse 

Lenin hat ein sehr gutes Konzept 
entworfen: Er riet uns, was wir 
benötigten, sei eine sehr enge und 
feste Arbeiterorganisation der 
Revolutionäre, ein Vortrupp der 
Arbeiterschaft, in dem sich die fort- 
schrittlichsten Arbeiter vereinigt 
haben. Diese Organisation der Re- 
volutionäre leitet den antikapita- 
listischen Kampf der Arbeiter an. 
Sie muß so gefestigt sein, daß keine 
Attacken der Kapitalisten ihr etwas 
anhaben können. Diese Organisa- 
tion haben wir inzwischen gegrün- 
det, es ist die KPD/ML, die Kom- 
munistische Partei Deutschlands / 
Marxisten-Leninisten. Sie ist zwar 
noch sehr klein, jedoch, wenn sie 
eine gute Politik macht, in der 
Lage, sehr bald unbesiegbar zu 
sein. 

Neben der Partei schlägt Lenin 
auch noch verschiedene Massen- 
organisationen vor, die echt demo- 
kratisch in den Arbeitern verwur- 
zelt sind, die das unbedingte Ver- 
trauen der Arbeiter besitzen müs- 
sen. Wir haben uns der Roten 
Garde angeschlossen, weil sie die 
Jugendorganisation der Partei ist 
und wir als Jugendliche unsere 
Altersgenossen überzeugen müssen. 

Wir meinen, daß der einzige Weg 
der sein kann, wenn man sich 
organisiert, daß man zunächst sich 
einmal klar darüber werden muß, 
was man eigentlich will! Man muß 
zunächst einmal feststellen, aus 
welcher Klasse man kommt, ob man 
Arbeiter, Student oder Schüler oder 
etwa Handwerker ist. Denn wenn 
einer Arbeiter ist, hat er andere 
Interessen, als wenn einer Schüler 
ist. 

Die Schüler haben in den letzten 
zwei Jahren mit den Studenten 
eine Menge Aktionen gemacht, aber 
das waren durchweg kleinbürger- 
liche Aktionen, das heißt Aktionen, 
die sich aus ihrer Klassenherkunft 
als Kleinbürger ergeben. Als Klein- 
bürger war und ist ihr ganzes Den- 
ken individualistisch. Ein Schüler 
macht keinen Streik, um seine For- 
derungen durchzusetzen, sondern 
er schreibt Proteste. Dabei hofft er 
im Grunde nur darauf, daß der 
Lehrer seine logischen Gründe ein- 
sieht. Das tut er auch noch, wenn 
er wirklich mal streikt. 

Die kleinbürgerlichen Intellek- 
tuellen können eben deshalb nicht 
die Notwendigkeit der Organisie- 
rung der Arbeiterschaft zu einer 
starken Kampforganisation erken- 
nen oder sie sagen: „Jawohl, wir 
erkennen das zwar, aber wir 
machen das jetzt noch nicht, weil 
es jetzt noch zu früh ist." Dahinter 
verbirgt sich die kleinbürgerliche 
Scheu, sich der Arbeiterdisziplin zu 
beugen, sich überhaupt straff zu 
organisieren. Viel eher lieben sie 
es, dicke Bücher zu wälzen und 
Theorien auf Theorien auszuarbei- 
ten. Wir dagegen lesen das, was für 
die Vertretung unserer Interessen 
wichtig ist. Man braucht keine 

dicken Analysen, wenn man vom 
Arbeiterleben überhaupt keine 
Ahnung hat. All die Studenten und 
Schüler sollten erst mal arbeiten 
gehen, dann würden sie auch ihre 
kleinbürgerliche Arroganz verlieren 
und sich nicht allein deshalb für 
etwas Besseres halten, weil sie 
etwas mehr Buchwissen haben. Es 
kommt nämlich gar nicht darauf 
an, ein unheimliches Buchwissen 
zu haben und großartige Analysen 
erarbeiten zu können. Worauf es 
ankommt, ist, das Vertrauen seiner 
Kollegen zu besitzen und dann für 
deren Interessen zu kämpfen und 
sich dabei das theoretisch zu erar- 
beiten, was man braucht und was 
man auch verstehen kann. 

Was müssen wir 

lesen? 
Was nützen einem tausend dufte 

Analysen, wenn sie kein Arsch ver- 
steht?! Analysen müssen doch für 
die Massen gedacht sein, nicht für 
eine kleine SDS-Elite! Wir meinen, 
wir müssen uns darüber klarwer- 
den, daß diese intellektuellen Klein- 
bürger nicht in der Lage sind, die 
Interessen der Arbeiter zu vertre- 
ten, das können nur Arbeiter sel- 
ber, nur wir selbst haben auch den 
Klassenstandpunkt des Arbeiters. 

Wenn wir uns also organisieren, 
so nur auf einer einheitlichen 
Grundlage, damit nicht in kritischen 
Situationen der eine diese, der 

andere jene Richtung einschlagen 
will. Deshalb studieren wir in den 
Rote-Garde-Kollektiven an den 
einzelnen Betrieben und in den ein- 
zelnen Vororten zunächst sehr ein- 
fache, für jeden verständliche und 
dabei so unheimlich wichtige Werke 
der Genossen 

Marx: „Lohnarbeit und Kapital"; 
Lenin: „Staat und Revolution"; 
Stalin: „Grundlagen des Leninis- 

mus"; 
Marx: „Kommunistisches Mani- 

fest". 
Diese Werke studieren wir praxis- 

bezogen, das heißt, wir prüfen erst 
mal, ob das auch stimmt, was die 
Genossen da sagen. Aber nicht, in- 
dem wir wie die Studenten und 
SDSler uns ins stille Kämmerlein 
verkriechen und dort analysieren, 
sondern indem wir in die Massen 
der Arbeiter gehen und dort in der 
Praxis prüfen, ob es stimmt. Wir 
versuchen an möglichst vielen Be- 
trieben und Berufsschulen, solche 
Kollektive einzurichten. 

Die einzelnen Kollektive wählen 
ihren Delegierten für das Stadt- 
komitee. Die einzelnen Komitees 
wählen Delegierte für das Bezirks- 
komitee und so weiter. Das ist der 
demokratische Zentralismus. 

Wenn nun unsere kleinbürger- 
lichen Schlauköpfe einwenden, das 
sei aber doch undemokratisch, der 
Zentralismus, so können wir ihnen 
nur antworten, daß gerade die doch 
so demokratische sogenannte APO 
höchst undemokratisch ist. Bei de- 
nen ist doch immer der König, der 
an der Quelle sitzt, der das meiste 
Geld hat. Wer die Moneten hat, der 
kauft sich 'nen Druckapparat und 
schmeißt 'ne Zeitung unters Volk, 
verbreitet so seine Privatideologie. 
Solange das Geld fließt und die 
technischen Möglichkeiten vorhan- 
den sind, so lange sind sie die 
Organisatoren. Wenn man sie aber 
fragt: „Wessen Vertrauen besitzt 
denn du eigentlich, für wen sprichst 
du denn überhaupt?" so zeigt 
sich wieder dieselbe kleinbürger- 
liche individualistische Scheiße. 

Wir organisieren uns also erstens 
aufgrund einer einheitlichen ideo- 
logischen Grundlage, das ist für uns 
der Marxismus-Leninismus und die 
Mao-Tse-tung-Ideen und zweitens 
nach den Prinzipien des demokra- 
tischen Zentralismus, kurzum nach 
dem demokratischsten Modell, das 
überhaupt denkbar ist und das zu- 
dem die Schlagkraft der Organi- 
sation keineswegs beeinträchtigt. 

Gerade unsere Fabrikdisziplin 
hilft uns, stark und schlagkräftig 
zu werden. Darum erinnern wir 
alle diejenigen, die sich Sozialisten 
und sogar Marxisten-Leninisten 
nennen, daran, daß nur durch die 
Schaffung von breiten und straff 
organisierten Arbeitermassenorga- 
nisationen der Kampf gegen die 
Kapitalisten überhaupt einen Sinn 
hat. Wer das nicht einsieht, wer 
diesem Ziel entgegenarbeitet und 
in der Praxis die Desorganisation, 
diese alte APO-Seuche verbreitet, 
wer als Sozialist nicht für die Stär- 
kung der marxistisch-leninistischen 
Organisation arbeitet, sondern wei- 
ter seine kleinbürgerliche sektiere- 
rische Scheiße macht, der handelt 
den elementarsten Interessen der 
Arbeiterklasse zuwider und arbeitet 
eindeutig den Kapitalisten in die 
Hände. Es sei denn, er überzeugt 
uns, daß unsere Organisation nicht 
marxistisch - leninistisch ist oder 
daß der Marxismus - Leninismus 
nichts taugt. In diesem Sinne rufen 
wir alle Genossen an der Univer- 
sität oder auch anderswo, die wir 
durch diese Zeitung erreichen, auf: 
Beteiligt Euch an der Demonstra- 
tion, Samstag, 20. 12. 69, Bochum, 
Husemannplatz, gegen den imperia- 
listischen Vietnamkrieg der USA 
und für den Sieg der vietnamesi- 
schen Revolution im Volkskrieg. 

Bekämpft die, die Euch ausbeu- 
ten! 
Bezirkskomitee der Roten Garde 
Ruhrgebiet 

Jungarbeiter, Lehrlinge, 

revolutionäre Intellektuelle, 

Vereinigt Euch in 

Roten Garde! 

ROTE GARDE NRW, Peter Weinfurth 
43 Essen, Heerenstraße 40, Telefon 705259. 

der 

Der sicherste Wagen 

ist der mit der sichersten 

Straßenlage. 

Das ist das Konstruktionsprinzip des Renault 4. 
Wir wissen, was ihn zum meistgekauften 850er 
machte: Der robuste und millionenfach bewährte 
Motor. Und seine Wirtschaftlichkeit. 845 ccm, 

26 PS, 5 Türen, 6,4 1/100 km. 

C. M. SCHOTTELDREIER 
4630 BOCHUM 

Herner Straße 107 • Telefon 1 43 36 

In der Bundesrepublik gibt es über 1300 Renault-Servicestationen 

ADOLF LOEWE 
Büromaschinen • Möbel • Organisation 
Bochum • Kortumstraße 95 • Ruf 1 60 41 

ARME STUDENTEN! 
Als Akademiker mit Abschluß mag 
er wohl viel Geld verdienen, hoch- 
dotierte Posten sind ab und zu der 
„Lohn" für Jahre fleißigen Lernens 
und Unterordnens. Doch während 
der Studienzeit hängt für viele 
Studenten der Himmel nicht voller 
Geigen. Er muß in den Ferien 
arbeiten, um sein Studium finan- 
zieren zu können; er muß Baby- 
sitter spielen, Schreibarbeiten über- 
nehmen, Nachhilfeunterricht geben, 
Waren ausliefern usw., um sich 
einigermaßen über Wasser halten 
zu können. Schließlich liegt auch 
das Honnef-Stipendium auch nach 
„Erhöhung" ab Januar 1970 (vgl. 
Preissteigerungen) weit unter dem 
für das Existenzminimum Erfor- 
derlichen. Um gar noch Anschaf- 
fungen von Möbeln machen zu kön- 
nen, bedarf es weit mehr als nur 
das Träumen. Immer häufiger wer- 
den in letzter Zeit auch in Bochum 
Anzeigen in Tageszeitungen, in 
denen Studenten alte Möbel gratis 
oder zu geringem Aufwand suchen. 
Doch es gehen nicht nur Angebote 
auf die Anzeigen hin ein.   

Ein freundlicher Bochumer Mit- 
bürger sandte einem RUB-Kom- 
militonen folgendes Angebots- 
schreiben (auf einer Rückseite der 
Kallos-Verlag GmbH, 8034 Germe- 
ring-München, die Kallos-Rosen- 
faltbriefe als „liebenswerte Über- 
bringer Ihrer persönlichen Mittei- 
lungen" anbietet, damit „Glück- 
wünschen, Einladungen, Dank- 
sagungen" eine „besondere Note" 
gegeben werden können): 

„d. 26. 7. 69 

Offerte B 50 963 WAZ Bochum 
Ihre für jeden Leser der WAZ 

unzumutbare Bettelei ist eine 
Frechheit. Ich wundere mich, daß 
Sie nicht noch Bargeld verlangen. 
Holen Sie sich die gewünschten 
Sachen, die die Leute für die Müll- 
abfuhr zu gewissen Zeiten auf die 
Straße stellen. Gehen Sie arbeiten 
u. geben Sie Ihr Studium auf. 

(unleserliche Unterschrift)" 
Die Redaktion hofft, daß nicht 

alle (Bochumer) Bürger so denken. 

ZUM KRIEGSDIENST 
Seit Dezember 1968 arbeitet eine 
Sonderkommission, bestehend aus 
Vertretern des Bundesministeriums 
der Verteidigung, des Evangeli- 
schen Kirchenamtes für die Bun- 
deswehr (Militärbischof D. Her- 
mann Kunst) und des römisch- 
katholischen Militärbischofsamtes 
(Militärbischof Dr. Franz Hengs- 
bach), an einem „Gutachten zur 
Frage der Kriegsdienstverweige- 
rung", das im Frühjahr fertigge- 
stellt und Ende Oktober durch den 
Evangelischen Pressedienst „nur 
zur persönlichen Information" an 
vertrauenswürdige Personen der 
evangelischen Christenheit weiter- 
geleitet wurde. 

Bedauernd wird darin festge- 
stellt, daß es „der politischen Füh- 
rung unseres Staates" nicht gelun- 
gen ist, „ihre Sicherheits- und Ver- 
teidigungspolitik so zu beschreiben, 
daß erkennbar wird, wieso die Ver- 
teidigungspolitik im Rahmen der 
Entspannung möglich ist, ja als 
Teil der Friedenspolitik notwendig 
ist". Daraus wird das jene Ämter 
beunruhigende Anwachsen der 
Zahl der Kriegsdienstverweigerer 
abgeleitet. Besonders fuchst sie, 
daß zahlreiche Kriegsdienstpflich- 
tige erst nach ihrer Einberufung 
Antrag auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer stellen. 
„Während Vertreter der Kriegs- 
dienstverweigerung laufend und 
mit immer weitreichenderen Fol- 
gen argumentieren, verläßt sich 
der Staat auf eine vermeintlich 
selbstverständliche Bereitschaft zur 
staatspolitischen Pflichterfüllung". 

Um einer „flexibleren Anpassung 
an die jeweilige Lage und jeweilige 
Gegenargumentation" willen solle 
sich eine ganz große Koalition be- 
währen, indem jedem Einberu- 
fungsbescheid ein von „allen Frak- 
tionsvorsitzenden der im Bundes- 
tag vertretenen Parteien" unter- 
zeichneter Begründungsbrief beige- 
fügt wird. Die Kommission stellt 
fest, daß „auch die Inanspruch- 
nahme des Grundrechts, den 
Kriegsdienst mit der Waffe aus 
Gewissensgründen zu verweigern, 
... den Staat so lange vor keine 
Probleme (stellt), wie der Bedarf 
an Soldaten gedeckt werden kann 

und das Grundrecht nicht dazu 
mißbraucht wird, die Bundeswehr 
durcheinanderzubringen." Es ist ja 
auch in der Tat ein arges Stück, 
den Kameraden am „Arbeits"platz 
auf seine Rechte aufmerksam zu 
machen, indem man sie gerade dort 
für sich in Anspruch nimmt! Zum 
„Ersatzdienst" heißt es schlicht: 
„Das Wort ,Ersatz' bezeichnet den 
Rechtsgrund, weshalb dieser Dienst 
rechtmäßig ist." 

Bei der Genehmigung solcher 
„Ersatzdienste", die „unter dem 
Oberbegriff ,Friedensdienste' für 
den Staatsbürger Wahlfreiheit zwi- 
schen Entwicklungsdienst, Sozial- 
dienst und Wehrdienst" bedeutet, 
„wird geradezu vorausgesetzt, daß 
sich auch in unserer Gegenwart ge- 
nug junge Männer für den Wehr- 
dienst entscheiden würden... Für 
Parlament und Regierung bleibt 
die Frage des Bedarfs ausschlagge- 
bend." Da man nur eine „begrenzte 
Zahl von Entwicklungshelfern 
braucht" und bei Sozialdiensten 
„aus Gründen der Sachgerechtig- 
keit" „das Prinzip der Freiwillig- 
keit dem der gesetzlichen Verpflich- 
tung vorgezogen" wird, vom Be- 
darf her auch nicht „die allgemeine 
Wehrpflicht ... zugunsten einer 
Freiwilligenarmee" abschaffen 
kann, komme es darauf an, die 
„Bewußtseinsstruktur der jungen 
Generation" zu beeinflussen. „Es 
besteht der Eindruck, als ob diese 
Mentalität (= der Unwilligkeit, 
Kriegsdienst für den Kapitalismus 
zu leisten — die Red.) mit ihren 
Denkstrukturen und Denkmodellen 
das Ergebnis des gegenwärtigen 
gemeinschaftskundlichen Unter- 
richts ist, zumal in den Oberstufen 
unserer Schulen." Daher sei es er- 
forderlich, „die Lehrpläne für den 
gemeinschaftskundlichen Unter- 
richt zu überprüfen und eine wis- 
senschaftliche Diskussion dieses 
Lehrstoffes in Gang zu bringen". 

Auch wir meinen, daß die „Schule 
der Nation" ein realistischeres Bild 
unserer Gesellschaft bietet als der 
Gymnasialunterricht beruflicher 
Desorientierer und empfehlen da- 
her besonders den Linken, auf eine 
Bundeswehrausbildung nicht zu 
verzichten. 
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15.00 
20.00 

15.00 
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15.00 
20.00 

15.00 
18.00 

15.00 
18.00 

15.00 
18.00 

16.00 

20.00 

20.00 

20.00 

20.00 

19.30 

20.00 

20.00 

20.00 

20.00 

20.00 

20.00 

20.00 

20.00 
20.00 

AUSPIELHAUS 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 
ONKEL WANJA 
von, Tschechow 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 
DER UNBESTECHLICHE 
von Hofmännsthal 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 
Keine Vorstellung 
Keine Vorstellung 
ROTKÄPPCHEN 
von Schwarz 

Spielplan für die Zeit vom 
18. Dez. 1969 bis 18. Januar 1970 
ÄNDERUNGEN VORBEHALTEN 
KAMM ERSPIELE 

Do. 18. 12. 

Fr. .19. 12. 

Sa. 20. 12. 

So. 21. 12. 

Mo. 22. 12. 

Di. 23. 12. 

20.00 

20.00 

DIE ANTIGONE 
DES SOPHOKLES 
von Brecht 
zum letzten Mal 
AMPHITRYON 
von Hacks 

Mi. 
Do. 
Fr. 

24. 12. 
25. 12. 
26. 12. 

DER UNBESTECHLICHE Sa. 27. 12. 
von Hofmannsthal 
DIE KASSETTE So. 28. 12. 
von Sternheim 
zum letzten Mal 
ONKEL WANJA Mo. 29.12. 
von Tschechow 
ONKEL WANJA Di. 30. 12. 
von Tschechow 
zum letzten Mal 
HOKUSPOKUS 
von Goetz; Premiere 

Mi. 31. 12. 

HOKUSPOKUS Do. 1. 1. 
von Goetz 
DER UNBESTECHLICHE Fr. 2. 1. 
von Hofmannsthal 
HOKUSPOKUS Sa. 3. 1. 
von Goetz 
DER TROUBADOUR (G) So. 4. 1. 
von Verdi; Premiere 
HOKUSPOKUS Mo. 5. 1. 
von Goetz 
LEBEN UND TOD Di. 6. 1. 
RICHARDS DES ZWEITEN 
von Shakespeare 
DER TROUBADOUR Mi. 7. 1. 
von Verdi 
5. HAUPTKONZERT Do. 8. 1. 
5. HAUPTKONZERT Fr. 9. 1. 
(Wiederholung) 

20.00 AMPHITRYON 
von Hacks 

20.00 ALLES IM GARTEN 
von Albee 

20.00 AMPHITRYON 
von Hacks 

20.00 AMPHITRYON 
von Hacks 

Keine Vorstellung 
Keine Vorstellung 

20.00 AMPHITRYON 
von Hacks 
zum letzten Mal 
Keine Vorstellung 

Keine Vorstellung 

Keine Vorstellung 

Keine Vorstellung 

19.30 MEIN NAME IST SPOFFORD 
von Shumlin? Premiere 
westdt. Erstaufführung 

20.00 MEIN NAME IST SPOFFORD 
von Shumlin 
Keine Vorstellung 

Keine Vorstellung 

20.00 MEIN NAME IST SPOFFORD 
von Shumlin 
Keine Vorstellung 

20.00 ALLES IM GARTEN 
VON ALBEE 

Keine Vorstellung 

Keine Vorstellung 
20.00 CHANGE 

von Bauer; Premiere 
g. V. ™» geschlossene Vorstellung 
(G) — Aufführung des Musiktheaters Im Revier 
Karten für Studierende 50% ermäßigt. Anrechtscheine auf Ermäßigung sind im 
Sekretariat der Studentenschaft erhältlich (Baracke 8, hinter der Mensa). 

müssen weiterkämpfen! 

- ein Haufen fauler Kompromisse - 
Der Kampf der Hiwis um das dies- 
jährige Weihnachtsgeld ist erfolg- 
reich abgeschlossen! Die Verhand- 
lungen des Kanzlers mit dem Kul- 
tusminister am Montag hatten zur 
Folge, daß ROI Schmücker sich am 
Dienstag in seinem Zimmer ein- 
schließen mußte, um für jeden ein- 
zelnen Hiwi das Weihnachtsgeld 
auszurechnen. Jedoch — das soll 
kein Grund sein, in ein festliches 
Halleluja auszubrechen, oder gar 
ein braves Dankeschön an die lie- 
be Verwaltung zu schicken, wenn 
noch in dieser, aber spätestens in 
der nächsten Woche die Groschen 
auf der Bank sind. 

Der Kampf hat nun erst begon- 
nen! Seit Freitag vergangener Wo- 
che ist es nämlich klar, daß die stu- 
dentischen Hilfskräfte auch weiter- 
hin die armen Teufel sind — sogar 
noch mehr als zuvor zu „Günstlin- 
gen" der Professoren degradiert 
werden! Dies wurde den fünf Ver- 
tretern der Hiwis nur allzu deutlich 
bei der klärenden Unterredung, die 
sie am Freitag mit ROI Schmücker 
führten. Da schon zeigte sich: das 
Problem heißt nicht Weihnachts- 
oder Uberbrückungsgeld, sondern 
Neuregelung der Verträge! 

Das soll nicht etwa heißen, daß 
nun die Hiwis eine gesichertere Po- 
sition erhielten. Bei weitem nicht! 
Im Gegenteil, sie werden nur noch 
mehr zu Duckmäusern und Radfah- 
rern erzogen, müssen Türen ein- 
rennen, um überhaupt noch am 
Drücker zu bleiben. 

Konkret gesagt, die Verwaltung 
will verhindern, daß alljährlich be- 
reits im November der Pleitegeier 
über der Haushaltsabteilung kreist. 

Es ist schon jetzt klar, daß die Mit- 
tel nicht ausreichen, alle Beschäf- 
tigten im Jahre 1970 zu behalten 
und zu bezahlen. Die Hiwis, deren 
Status arbeitsrechtlich weder ge- 
klärt noch gesichert ist, sollen dies 
anscheinend büßen. 

Das herrliche System, bei dem 
sicherlich einige Köpfe rollen müs- 
sen, sieht so aus, daß die Verwal- 
tung den einzelnen Instituten und 
Seminaren eine bestimmte Summe 
Geldes zuweist, die sie selbst ein- 
teilen können. Die Einteilung der 
Mittel wird von der Verwaltung be- 
glaubigt. Das Rundschreiben, durch 
das die Kustoden mit dieser Neure- 
gelung vertraut gemacht werden, 
und das vermutlich auch schon den 
genauen Betrag der Finanzen ent- 
hält, ist seit Mittwoch im Umlauf. 
Jetzt kann ein armer Hiwi, der auf 
das Geld angewiesen ist, nur noch 
um seine Stelle flehen und sich mit 
den zuständigen Leuten guthalten, 
sonst gibt es bald nur noch bedau- 
erndes Achselzucken. 

Das alles gilt jedoch nicht für die 
studentischen Hilfskräfte, die die 
Stelle einer wissenschaftlichen 
Hilfskraft einnehmen. Die sitzen so 
fest im Sattel, daß sie kaum um ih- 
re Stellung zu bangen haben, es sei 
denn, sie würden plötzlich aufmüp- 
fig • •. 

Die einzigen Gemeinsamkeiten 
zwischen Professoren- und Insti- 
tuts- oder UB-Hiwis bestehen dar- 
in, daß sie die gleichen undefinier- 
baren Arbeitsverträge bekommen 
und daß sie rechtlich überhaupt 
nicht abgesichert sind. Um eine Ver- 
besserung dieser Zustände bemü- 
hen sich augenblicklich die Hiwi- 

Vertreter. Auf der VV am Dienstag 
wurde auch erwogen, eventuell in 
die ÖTV einzutreten, um einen 
Rückhalt zu bekommen. 

Wer übrigens immer noch an die 
Übergangspauschale denkt, dem sei 
gesagt: es wird sie wahrscheinlich 
nicht geben! Bei allem Verständnis, 
das man für die Hiwis aufbringt, 
aber das scheint doch wohl zuviel 
zu sein. Schließlich wird der Lohn 
doch ab Januar um ein beträchtli- 
ches erhöht, und das macht im gan- 
zen Jahr 1970 mehr aus, als die 
Pauschale ... na bitte! 

Studentische Hilfskräfte, 

wehrt Euch! 

BSZ-Leser 

antworten 

„Der Kampf um neue Abteilungs- 
satzungen" (BSZ Nr. 51) 
„Abt. für Wirtschaftswissenschaf- 
ten, Der Dekan 

1. Dezember 1969 

Sehr geehrte Herren, 
die Bochumer Studenten Zeitung 
hat in ihrer Ausgabe Nr. 51 vom 
6. 11. 69 zur ersten Abteilungsver- 
sammlung der Abteilung für Wirt- 
schaftswissenschaft (VII) Stellung 
genommen. Der mit dem Namen 
Christoph Airich gezeichnete Bei- 
trag ,Der Kampf um neue Abtei- 
lungssatzungen' enthält nicht nur 
eine für die Absichten eines ver- 
nünftigen Gesprächs der Beteilig- 
ten abträgliche Polemik, sondern 
ist in wesentlichen Punkten unzu- 
treffend, so daß ich Sie zu einer 
Richtigstellung auffordern muß. 

1. Die BSZ gibt vor, daß die erste 
Abteilungsversammlung aus- 
schließlich auf Initiative der Stu- 
denten zurückzuführen war. Es 
wird zur Berichtigung festgestellt, 
daß von Seiten der drei Gruppen, 
der Professoren, Assistenten und 
Studenten, übereinstimmend die 
Initiative zu einer frühestmögli- 
chen Versammlung aufgenommen 
wurde. 

2. Die BSZ erweckt den Eindruck, 
als ob der einberufende Dekan die 
Öffentlichkeit der Abteilungsver- 
sammlung unter allen Umständen 
verhindern wollte. Die Stimmkar- 
tenregelung für den Einlaß der 
Teilnehmer der Abteilungsver- 
sammlung sollte jedoch ausschließ- 
lich den ordnungsmäßigen Verfah- 
rensablauf sicherstellen. 

3. Die BSZ stellt eine Verzöge- 
rungstaktik der Professoren her- 
aus, die in der Sitzungsunterbre- 
chung für die Benennung von 
Kommissionsmitgliedern bestanden 
habe. Bei dieser Sitzungsunterbre- 
chung handelt es sich um einen 
Zeitraum von fünf Minuten. 

4. Die BSZ nimmt die Beendi- 
gung der Sitzung um 17.00 h zum 
Anlaß, auch hierin eine besondere 
Verzögerungstaktik zu erblicken. 
Dazu wird fesigestellt, daß sowohl 
die zur Verfügung stehende Sit- 
zungszeit als auch der Ort der Sit- 
zung von Anfang an mit den betei- 
ligten Gruppen besprochen war. 

Mit verbindlicher Empfehlung 
gez. Prof. Dr. Heigl." 

Anmerkung der Redaktion: 
Diese abgedruckte „Richtigstel- 

lung" des Herrn Heigl ist dessen 
persönliche Darstellung. Auf der 
zweiten Abteilungsversammlung 
der Wirtschaftler am 27. 11. 69 gab 
Herr Heigl diese persönliche „Er- 
klärung" ab, der Prof. Watrin sich 
anschloß; der Abteilungsversamm- 
lung der Abt. VII gehören jedoch 
an: 3 Bedienstete, 16 Studenten, 
16 Assistenten, 16 Professoren. Zu 
den vier Punkten, die Herr Heigl 
anführt: 
zu 1: 

Anfang Juli wurden die Vertre- 
ter der Studenten und der Assisten- 
ten für die Abteilungsversammlung 
der Abt. VII gewählt. Die Studen- 
tenvertreter trafen sich in der Fe- 
rienzeit Woche um Woche und ar- 
beiteten den Entwurf einer neuen 
Abteilungssatzung aus, der im 
September endgültig vorlag. Auf 
der 1. Abteilungsversammlung 

Ende Oktober erklärten die Profes- 
soren, sie hätten sich bisher noch 
keine Gedanken zu einer neuen 
Abteilungssatzung machen können. 
Vier Wochen später und einen Tag 
vor der 2. Abteilungsversammlung 
in der letzten Novemberwoche tra- 
fen sich die Professoren, um erst- 
malig über eine neue Abteilungs- 
satzung und über ihre gemeinsame 
Haltung gegenüber den anderen 
Mitgliedern der Abteilungsver- 
sammlung zu beraten. 

Dieser Zeitablauf zeigt doch 
wohl deutlich, welche Gruppe In- 
teresse zu einer frühestmöglichen 
Versammlung hatte und dazu die 
Initiative ergriff, 
zu 2: 

Jeder Studentenvertreter und alle 
anwesenden Zuhörer (die Öffent- 
lichkeit) der 1. Abteilungsversamm- 
lung können bestätigen, daß den 
Zuhörern anfangs der Einlaß zur 
Abteilungsversammlung verwei- 
gert wurde. Erst als die Studenten- 
vertreter erklärten, sie würden 
nur mit den anwesenden Zuhörern 
den Versammlungsraum betreten 
und sie sich für die sofortige Öf- 
fentlichkeit einsetzten, wurde auch 
den Zuhörern der Einlaß gewährt. 
Die Erklärung zum „ordnungsmä- 
ßigen Verfahrensablauf" kam vom 
Dekan erst, nachdem den Zuhörern 
der Einlaß verwehrt worden war 
und die Studentenvertreter auf das 
Recht des Zutritts der Zuhörer be- 
standen, 
zu 3: 

Es geht doch gar nicht um diese 
läpperlichen fünf Minuten! Im Juni 
wurde vom Konvent die neue Uni- 
Verfassung der RUB verabschiedet 
(die meisten WiWi-Profs agitierten 
und stimmten dagegen!). Und bis 
Ende November hatten sich die 
Professoren noch keine Gedanken 
über eine neue Abteilungssatzung 
gemacht. Wir fragen uns, welche 
Gruppe hier eine Verzögerungstak- 
tik angewendet hat, siehe auch zu 1. 
zu 4: 

Die Beschränkung der Sitzungs- 
zeit der Abteilungsversammlung 
auf zwei Stunden (von 15 bis 17 
Uhr) trägt bestimmt nicht zur in- 
tensiven Beratung des Studenten- 
entwurfes und der Ausarbeitung 
einer Abteilungssatzung bei. 

* 
Abt. VII 
Marxistischer Lehrstuhl? 
BSZ Nr. 53 vom 4. 12. 69 (S. 4): 

7. Dezember 1969 
An die Redaktion BSZ 
Der guten Ordnung halber darf ich 
hiermit ausdrücklich feststellen, 
daß die mir in Ihrer Glosse „Mar- 
xist. Lehrstuhl" zugeschriebenen 
Äußerungen (von anderen Unge- 
nauigkeiten ganz abgesehen) in 
dieser Form von mir nicht getan 
wurden. Aus grundsätzlichen Erwä- 
gungen möchte ich jedoch von mei- 
nem Recht auf Gegendarstellung — 
zumindest vorerst — keinen Ge- 
brauch machen. 
Hochachtungsvoll 
gez. Dr. Manfred Hüttner, Dipl.- 
Volkswirt, Dortmund-Löttringhau- 
sen, Aufenangerstr. 15, Tel. 73 09 37 

Anm. der Redaktion: Herr Hütt- 
ner hat offenbar „gute Ordnung" in 
seinem Gedächtnis und gewiß 
ehrenwerte „grundsätzliche Erwä- 
gungen", wie ihm seine rund 200 

(nicht 500, wie von uns in der Tat 
falsch geschätzt) Hörer bestätigen 
dürften. Um kein Mißverständnis 
auftreten zu lassen: Es ist sehr er- 
freulich, daß Herr Hüttner als einer 
der wenigen an der ganzen RUB 
seinen Hörern auch „linke" Litera- 
tur nennt. Von ihm können noch 
viele Professoren lernen, denen es 
zu peinlich ist, überhaupt den Na- 
men eines linken Autors in den 
Mund zu nehmen. 

* 
Bochum, den 6. 12. 69 

„Für Ihre Oppositionsspalte 
Betrifft: BSZ Nr. 53 

Ach, wie ist Mord doch so schön, 
wenn er von den eigenen Leuten 
kommt! Mir scheint, unter diesem 
Titel wäre die BSZ wirklich besser 
aufgehoben. Die Amerikaner mor- 
den in Vietnam, das stimmt. Wie 
weit Nordvietnam dasselbe tut (be- 
trachten wir es nur einmal im Hin- 
blick auf die Zivilbevölkerung), 
darüber dürften Sie ja wohl auch 
informiert sein. Auch die Israelis 
morden (siehe z. B. Bericht über die 
Scharfschützen am Suez-Kanal, 
,ZEIT' Nr. 47), und was macht Ihre 
FDPLP? Sie hat sich besonders her- 
vorgetan durch die Bombenaktio- 
nen auf dem zentralen Bus-Bahn- 
hof in Tel Aviv im August 1968 
(wobei es zahlreiche Tote und Ver- 
letzte gab)'. 

Zitat aus: BSZ Nr. 53. Leider 
fehlt nur ein schönes Photo von 
den Leichen, wie beim Vietnambe- 
richt. Ich darf also wohl auch an- 
nehmen, daß Sie die letzten Bom- 
benanschläge in Griechenland (beim 
vorläufig letzten: mehrere Schwer- 
verletzte und ein 2Vzjähriges Kind 
»hervorragend' getötet) und die in 
Ihrem Sinne wahrscheinlich leider 
mißglückten Bombenanschläge in 
Berlin, freudig begrüßen. Mit die- 
ser Einstellung sind Sie geradezu 
prädestiniert, als Freiwillige in die 
Bundeswehr zu gehen, um so rich- 
tig von der Pieke auf zu lernen, 
wie man Leute auf »hervorragende' 
Weise um die Ecke bringt. Mir bleibt 
dann allerdings nicht ganz ver- 
ständlich, warum Sie so gegen den 
Wehrdienst sind, hier bietet sich 
doch die beste Gelegenheit, alle 
Genossen von Spezialisten zu per- 
fekten Terroristen ausbilden zu 
lassen. Dann würde auch kaum noch 
solche Stümperei wie jetzt in Ber- 
lin passieren. 

P. S. Hissen Sie nicht zu oft Ihre 
rote Fahne über den Opfern der 
.hervorragenden' Anschläge der 
FDPLP, man könnte die Fahne zu 
leicht mit der der Amerikaner in 
Vietnam verwechseln, und wer 
steht nicht gerne selbst für seine 
.hervorragenden' Taten ein! 

Rainer Prodöhl." 

Anm. der Redaktion: Lieber 
Herr Prodöhl, gewiß haben Sie 
recht, wenn Sie über die Anschläge 
anarchistischer Gruppen schimpfen, 
die sogar kleine Kinder umbringen. 
Aber nächstens lesen Sie die BSZ 
bitte genauer: Jene Bombenaktion 
auf dem zentralen Bus-Bahnhof in 
Tel Aviv beging die FPLP, von der 
sich die Vertreter der FDPLP nicht 
ohne Grund trennten! Auch mit 
den „Tupamaros" in Westberlin 
möchten wir nicht verwechselt 
werden. Ebensowenig mit dem an- 
archistischen Bombenleger in Mai- 
land, der etliche italienische Arbei- 
ter auf dem Gewissen hat. Da der- 
artige Exzesse jedoch von der bür- 
gerlichen Presse genüßlich „ausge- 
schlachtet" werden, brauchen wir 
dazu nichts mehr zu sagen. Woher 
wissen Sie eigentlich so genau, ob 
wir gegen den Wehrdienst sind? Ihr 
Hinweis, daß die Bundeswehr uns 
als „Schule der Nation" dienen 
kann, ist auch von uns längst be- 
dacht worden. 

Professur u. Profit 
Hatte man bislang von Brandts 
„Ordinarius ex machina", dem 
Bundesforschungsminister Leussink, 
nur fromme parlamentärtheoreti- 
sche Absichten — wir wollen, wir 
müssen, wir werden — gehört und 
mußte man sich, auf der Suche nach 
Indizien für seine „Befähigung", auf 
seine emsige Tätigkeit im Wissen- 
schaftsrat (für wen, s. BSZ Nr. 51) 
berufen, so erfuhr man jetzt erst- 
mals Einzelheiten über Leussinks 
Ordinarien- bzw. Geschäftsgeba- 
ren. Daß er in puneto Forschung 
und Vetternwirtschaft manchem 
renommierten Kollegen das Wasser 
reichen konnte, ist in der 
Karlsruher Studentenzeitung „Ven- 
til" nachzulesen. 

So fertigte er als Direktor des 
Karlsruher Universitätsinstituts für 
Boden- und Felsmechanik, nach 
altbewährtem Brauch, mit Instituts- 
mitteln private Gutachten an, 
kaufte, zwecks Institutionalisierung 
dieser einträglichen Freizeitgestal- 
tung, für ein Butterbrot (36 190 DM) 
der fast pleitegegangenen öster- 
reichischen Firma „Interfels — 
Internationale Versuchsanstalt für 
Fels G.m.b.H." 50 Prozent der An- 
teile ab, wobei er nicht vergaß, die 
andere Hälfte ihm vertrauten Inter- 
essenten zuzuschieben. Zusammen 
mit dem Wissenschaftlichen Rat 
und stellvertretenden Instituts- 
leiter Dr. Alfred Blinde, der auf 
Anraten seines Chefs als Gesell- 
schafter ins Geschäft eingestiegen 
war, eröffnete Leussink eine bun- 
desdeutsche „Filiale" in Hanau, die 
Terraconsult GmbH, um auch hier 
ins Gutachter-Geschäft einzustei- 
gen („ohne österreichische Behin- 
derung", Leussink). 

Natürlich hatten sie nicht vor, 
das große Geld zu machen, aber, 
so Leussinks „Erfüllungsgehilfe" 
Blinde: „Wir dachten, das bringt 
uns zumindest 'ne Rente fürs 
Alter." 

Daß man sich dabei im wesent- 
lichen der bodenmechanischen 
Laborgeräte aus dem Karlsruher 
Institut bediente, die, laut Ex-Inter- 
fels- und Terraconsult-Geschäfts- 
führer Lokau, „ein wesentlicher 
Ausrüstungsbestandteil der Terra- 
consult" waren, versteht sich 
nebenbei. Selbstverständlich wurde 
dafür laut Leussink von der Terra- 
consult Miete an das Institut ge- 
zahlt. Daß die „Stiftung Volks- 
wagenwerk" mit einer großzügigen 
Spende (711 000 DM ..Starthilfe") es 
ermöglichte, den Forschungszweig 
„Felsmechanik" innerhalb des In- 
stituts so auszubauen, daß der ehe- 
malige Interfelschef Müller dort 
über den von Leussink protegierten 
Umweg der Honorarprofessur Di- 
rektor, somit dritter Altenteilhaber 
im Bunde werden konnte, sei nur 
am Rande erwähnt. 

Daß die umfassende personelle 
und fachliche Verflechtung in Leus- 
sinks Institut und Firmen rein zu- 
fällig ist, zeigt am deutlichsten die 
Tatsache, daß das Frankfurter In- 
stitut nur dann mit Terraconsult 
und Interfels an ein und demsel- 
ben Projekt arbeitete, wenn es sich 
um Großaufträge handelte, wie 
z. B. beim Bau vom Neckermann- 
Bürohochhaus in Frankfurt oder 
der Kolumbuskaje in Bremerhaven; 
kleine Objekte wurden getrennt 
bearbeitet. Angesichts solch lukra- 
tiver Freiheiten für privatwirt- 
schaftlich orientierte Ordinarien 
wird ein Forschungsminister Leus- 
sink gar nicht daran denken, Ge- 
setze ändern zu wollen, die die 
„Freiheit von Forschung und Lehre" 
so wirksam schützen. 
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